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Sehr geehrte Damen und Herren,

das Bundesministerium der Finanzen hat am 04.09.2025 den Referentenentwurf eines 
Steueränderungsgesetzes 2025 vorgelegt, den das Bundeskabinett am 10.09.2025 
gebilligt hat. Der 50-seitige Entwurf enthält unter anderem drei Aspekte für Grund- 
stücke, die wir Ihnen gerne vorstellen möchten.

1. Eigenbetrieblich genutzte Grundstücksteile von untergeordnetem Wert

Die Wertgrenzen des § 8 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (EStDV) für 
die steuerliche Behandlung solcher eigenbetrieblichen Grundstücksteile sollen deutlich
angehoben werden – von bisher 20.500 Euro auf 40.000 Euro, bzw. von 20 m² auf 
30 m². Damit würde die jährliche Prüfung der Zuordnungsvoraussetzungen vereinfacht 
und die Trennung zwischen Betriebs- und Privatvermögen klarer geregelt. Wer sich für 
die Privatvermögensbehandlung entscheidet, muss künftig auf jegliche steuermindern-
den Aufwendungen (Abschreibung) verzichten. Die betriebsbezogenen Aufwendungen 
wie z. B. Strom und Heizkosten sollen aber weiterhin abzugsfähig sein.

2. Einheitliches Schema zur Kaufpreisaufteilung

Die oft strittige Frage, wie der Gesamtkaufpreis eines bebauten Grundstücks zwischen 
Gebäude und Boden aufzuteilen ist, soll nun in § 9b EStDV durch ein standardisiertes 
Verfahren nach der Immobilienwertermittlungsverordnung geregelt werden. Der 
Gesetzgeber verspricht sich davon mehr Rechtssicherheit für Käufer und Finanzämter – 
und eine Reduzierung des Streitpotenzials. 

Zur Vereinfachung soll entsprechend der bisherigen Verwaltungspraxis zudem festge-
schrieben werden, dass das Bundesfinanzministerium eine Arbeitshilfe zur vereinfachten 
Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für das bebaute Grundstück zur Verfügung stellen 
kann.

Diese Schätzung kann widerlegt werden – allerdings nur durch Vorlage eines für diesen 
Zweck nach persönlicher Vorortbesichtigung erstellten Gutachtens eines öffentlich 
bestellten und vereidigten Sachverständigen für die Bewertung von bebauten und 
unbebauten Grundstücken.

3. Strengere Anforderungen an Gutachten zur Nutzungsdauer

Durch § 11c Abs. 1a EStDV soll festgelegt werden, dass der Nachweis einer kürzeren 
Nutzungsdauer/Abschreibungsdauer für Gebäude durch ein Gutachten (Vorortbesichti-
gung und anerkannte Sachverständige wie bei der Kaufpreisaufteilung) zu erbringen ist. 
Damit ist die Hoffnung verbunden, dass der Wildwuchs an Online-Gutachten einge-
dämmt und die Qualität der Nachweise gestärkt wird.

Die geplanten Änderungen zeigen: Die steuerliche Behandlung von Immobilien wird 
transparenter und bietet weniger Interpretationsspielraum – für Steuerpflichtige wie  
für die Verwaltung. Es bleibt abzuwarten, wie sich diese neuen Regelungen in der Praxis 
bewähren.

Mit freundlichen Grüßen

Torsten Strandt 
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH 

https://www.dornbach.de/de/mediathek.html
https://www.facebook.com/dornbach.de/#
https://www.youtube.com/channel/UC4KLEKjEypCpslr3XftsmEg
https://www.instagram.com/dornbach.de/
https://www.linkedin.com/company/dornbach
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  Termine November 2025	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so früh- 
zeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf 
dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.11.2025, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.11.20252	 13.11.2025	 10.11.2025

	 10.12.2025	 15.12.2025	 10.12.2025

	 10.12.2025	 15.12.2025	 10.12.2025

	 10.11.20254	 13.11.2025	 10.11.2025

	 17.11.20254	 20.11.2025	 17.11.2025

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 26.11.2025	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Verlust durch Trickbetrug kann   
  nicht als außergewöhnliche   
  Belastung geltend gemacht   
  werden   

Die 77 Jahre alte Klägerin erhielt von einem 
vermeintlichen Rechtsanwalt einen Telefon-
anruf, der angab, ihre Tochter habe einen 
tödlichen Verkehrsunfall verursacht. Die 
deshalb drohende Untersuchungshaft kön- 
ne durch Zahlung einer Kaution von 50.000 
Euro vermieden werden. Die Klägerin hob 
daher diesen Betrag von ihrer Bank in bar 
ab und übergab ihn einem Boten. Nachdem 
sie den Trickbetrug durchschaut hatte, er- 
stattete sie Strafanzeige. Das Strafverfah-
ren wurde jedoch eingestellt, weil die Täter 
nicht ermittelt werden konnten. Das Finanz-
amt berücksichtigte die geltend gemachten 
außergewöhnlichen Belastungen aus dem 
Betrugsverlust im Wesentlichen nicht, mit 
der Begründung, dass der Klägerin zumut- 
bare Handlungsalternativen zur Verfügung 
gestanden hätten. Die Klägerin trug da- 
gegen vor, dass sie sich aufgrund der Täu- 
schung in einer Zwangslage befunden habe.

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster 
hatte keinen Erfolg (Az. 1 K 360/25). Die 
Aufwendungen seien zunächst nicht außer-
gewöhnlich, da sich bei der Klägerin ein 
allgemeines Lebensrisiko verwirklicht 
habe. Sie sei Opfer einer Betrugsmasche 
geworden, die potenziell jeden treffen 
könne, auch wenn viele Angerufene den 
Betrugsversuch schnell durchschauten. 
Darüber hinaus fehle es auch an der 
Zwangsläufigkeit. Hierbei zog das Gericht 
die zu Erpressungen ergangene Rechtspre-
chung heran. Da die Zwangslage objektiv 
zu beurteilen sei und vorliegend keinerlei 
Gefahr für die Tochter der Klägerin vorge- 
legen habe, sei es der Klägerin objektiv 
zumutbar gewesen, zunächst zu ihrer 
Tochter oder zur Polizei Kontakt aufzuneh-
men. Selbst wenn die vorgegebene Ver- 
haftung der Tochter gedroht hätte, wäre es 
zumutbar gewesen, den Betrag nicht zu 
zahlen, da eine den rechtsstaatlichen Vor-
schriften entsprechende Anordnung der 
Untersuchungshaft in Deutschland keine 
Gefahr für Leib und Leben darstelle. Vor 
diesem Hintergrund hat das Gericht die 

trainingsberechtigten Arbeitnehmer in kei- 
nem der streitbefangenen Zeiträume (2012–
2018) die Freigrenze von 44 Euro im Kalen- 
dermonat überschritten werde (§ 8 Abs. 2 
Satz 11 EStG). Daher sei eine pauschale Ver-
steuerung nach § 37b EStG nicht gerecht-
fertigt. Die Entscheidung ist rechtskräftig.

  Kosten des Umzugs in eine   
  größere Wohnung wegen   
  Einrichtung eines „häuslichen   
  Arbeitszimmers“   

Eine Lehrerin, die eine Festanstellung an 
einer Grundschule erhielt, zog innerhalb 
einer Gemeinde von einer Zwei-Zimmer-
Wohnung in eine Drei-Zimmer-Wohnung um. 
In der neuen Wohnung richtete sich die 
Klägerin im Hinblick auf ihre Tätigkeit als 
Lehrerin ein häusliches Arbeitszimmer ein. 
Die Entfernung zu ihrer Arbeitsstätte ver- 
ringerte sich durch den Umzug lediglich 
von zehn auf neun Kilometer. Mit ihrer 
Einkommensteuererklärung machte die 
Klägerin u. a. Aufwendungen für ein häus- 
liches Arbeitszimmer sowie Umzugskosten 
in Höhe von 3.563 Euro (einschließlich 80 
Euro für Verpflegungsmehraufwendungen 
und 1.633 Euro doppelte Miete) als Wer- 
bungskosten geltend. Das beklagte Finanz- 
amt berücksichtigte zwar das häusliche 
Arbeitszimmer, lehnte aber den Abzug der 
Umzugskosten ab. 

Das Finanzgericht Münster wies die ein- 
gelegte Klage ab (Az. 14 K 2124/21). Es 
entschied, dass eine nahezu ausschließli-
che berufliche Veranlassung des Umzugs 
in eine andere Wohnung auch dann zu ver- 
neinen ist, wenn in dieser Wohnung (erst- 
mals) die Möglichkeit zur Einrichtung eines 
Arbeitszimmers besteht. Es fehle insoweit 
an einem objektiven Kriterium, welches 
nicht durch die private Wohnsituation zu- 
mindest mitveranlasst sei. Ein solches 
Kriterium sei allein in dem Bestreben, ein 
abgeschlossenes Arbeitszimmer einzurich-
ten – anders als bei einem Umzug aus kon-
kretem beruflichem Anlass (z. B. Arbeitge-
berwechsel, Umzug in neue Betriebsräume 
oder bei einer wesentlichen Fahrtzeitver-
kürzung) – nicht gegeben. Die Wahl einer 
Wohnung, insbesondere deren Lage, Größe,

Frage der sittlichen Verpflichtung zur 
Übernahme der Kaution für die Tochter 
offengelassen und deren Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse nicht aufge-
klärt. Das Gericht hat die Revision zum 
Bundesfinanzhof zugelassen.

  Pauschalversteuerung des   
  geldwerten Vorteils aus einem   
  Firmenfitnessprogramm:   
  Ermittlung des geldwerten   
  Vorteils je Mitarbeiter  

Ein Unternehmen mit knapp 300 Mitarbei-
tern hatte seit 2011 mit einem Fitnessstu-
dio eine Firmenfitness-Mitgliedschaftsver-
einbarung abgeschlossen. Danach waren 
die Mitarbeiter des Unternehmens zum 
Besuch der Gesundheits-, Fitness- und 
Wellnessverbundanlagen berechtigt. Die 
Vergütung erfolgte auf Basis der Mitarbei-
terzahl des Arbeitgebers. Das Unterneh-
men ging davon aus, dass der geldwerte 
Vorteil für die Mitarbeiter unterhalb der 
Freigrenze von 44 Euro (§ 8 Abs. 2 EStG) im 
Kalendermonat lag. Nach einer Lohnsteu-
er-Außenprüfung durch das Finanzamt 
vertrat der Prüfer die Ansicht, dass den 
Mitarbeitern ein geldwerter Vorteil zu- 
fließe, der die Freigrenze von 44 Euro pro 
Monat überschreite und daher lohnsteuer-
pflichtig sei. Das beklagte Finanzamt woll- 
te den geldwerten Vorteil anhand der im 
Vertrag genannten Lizenzen (27 Lizenzen 
zu je 50,28 Euro) berechnen. Die Klägerin 
blieb bei ihrer Auffassung, dass es auf die 
Anzahl der nutzungsberechtigten Mitarbei-
ter und nicht auf die Lizenzen ankomme. 
Es habe keine feste Zuteilung von Lizenzen 
zu einzelnen Nutzern bestanden.

Das Niedersächsische Finanzgericht ent- 
schied zu Gunsten des klagenden Unter- 
nehmens (Az. 3 K 10/24). Der für den vor- 
liegenden Fall tatsächlich maßgebliche Be- 
wertungsmaßstab richte sich nach den an 
dem Firmenfitnessprogramm teilnehmen-
den Mitarbeitern. Stelle man auf alle Mitar- 
beiter der Klägerin ab, die auf Grund eines 
genutzten Freischaltcodes berechtigt seien, 
bei allen Verbundanlagen Fitnessstudios 
zu trainieren, so ergebe sich, dass für die 
an dem Fitnessprogramm teilnehmenden 



UPDATE MAGAZINSeite  4

Zuschnitt und Nutzung, sei vielmehr vom 
Geschmack, den Lebensgewohnheiten, 
den zur Verfügung stehenden finanziellen 
Mitteln, der familiären Situation und an- 
deren privat bestimmten Vorentscheidun-
gen des Steuerpflichtigen abhängig. Dies 
sei nach Auffassung der Richter grundsätz-
lich der privaten Lebensführung gemäß  
§ 12 Nr. 1 Satz 2 EStG zuzuordnen.

  Kürzere Gebäudenutzungsdauer    
  bei fehlender wirtschaftlicher   
  Nutzungsfähigkeit?   

Die Klägerin erwarb ein Gebäude, welches 
bisher als Hotel genutzt wurde. Im An-
schluss wurde das Gebäude an die Bezirks-
regierung zur Nutzung als Asylbewerber-
heim für zehn Jahre vermietet. Ein von der 
Klägerin bestellter Gutachter schätzte die 
Restnutzungsdauer auf zehn Jahre. Dement-
sprechend machte die Klägerin die Ab-
schreibung für Abnutzung (AfA) mit 10 % 
geltend. Das beklagte Finanzamt hingegen 
setzte die AfA mit nur 2 % jährlich an. 

Das Finanzgericht München entschied zu 
Ungunsten der Klägerin (Az. 10 K 1531/21). 
Die Klägerin habe eine kürzere tatsächli-
che Nutzungsdauer als 50 Jahre nicht als 
größtmöglich wahrscheinlich darlegen 
können. Vorliegend seien die Vorausset-
zungen für die Annahme einer kürzeren 
Nutzungsdauer nicht gegeben. Des Wei- 
teren sei nach Auffassung des Finanzge-
richts eine Rückumwandlung in ein Hotel 
nach Ablauf der Mietvertragsdauer am 
ehesten umsetzbar. Es sei wirtschaftlicher, 
die Sanierungskosten zu tragen, als ein 
Abriss verbunden mit einem Neubau. Das 
Finanzgericht hat die Revision nicht zu- 
gelassen. Jedoch wurde die Nichtzulas-
sungsbeschwerde beim Bundesfinanzhof 
eingelegt (BFH-Az.: IV B 21/25).

  Investmentfonds und ETFs: Das   
  sollten Anleger steuerlich wissen   

Investmentfonds und ETFs erfreuen sich 
großer Beliebtheit, denn sie ermöglichen 
Bürgern auch mit kleineren Beträgen breit 
gestreut anzulegen. Seit der grundlegen-
den Investmentsteuerreform gelten 

spezielle steuerliche Vorschriften, die 
Anleger kennen sollten.

Grundsätzlich bündelt ein Investment-
fonds das Kapital vieler Anleger und legt 
es nach festgelegter Anlagestrategie breit 
diversifiziert an. Der Fonds selbst gilt 
steuerlich als eigenständiges Zweckver-
mögen (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG) und unter-
liegt daher direkt einer eigenen Körper-
schaftsteuerpflicht. Ausländische Fonds 
gelten entsprechend als beschränkt 
steuerpflichtige Vermögensmassen.

Anleger erzielen drei Arten steuerpflichti-
ger Erträge: Ausschüttungen, Veräuße-
rungsgewinne und sog. Vorabpauschalen.

Ausschüttungen des Fonds sind grundsätz-
lich im Jahr des Zuflusses steuerpflichtig 
und unterliegen bei Depotführung im In-
land direkt der Kapitalertragsteuer (Abgel- 
tungsteuer zzgl. Solidaritätszuschlag).

Die sog. Vorabpauschale (§ 18 InvStG) 
stellt sicher, dass auch thesaurierende 
(nicht ausschüttende) Fonds laufend be- 
steuert werden. Die Pauschale orientiert 
sich am Wert des Fondsanteils zu Jahres-
beginn multipliziert mit 70 % des jährlich 
festgelegten Basiszinssatzes. Dieser 
„Basisertrag“ wird jedoch gedeckelt auf 
die tatsächliche jährliche Wertsteigerung 
des Fondsanteils inklusive Ausschüttun-
gen. Im Jahr nach Erwerb eines Anteils 
erfolgt die Besteuerung zeitanteilig. 
Wichtig: Die Vorabpauschale wird nicht 
direkt vom Fonds gezahlt, sondern vom 
depotführenden Institut automatisch er- 
hoben und direkt vom Konto eingezogen 
– sofern Freistellungsaufträge überschrit-
ten werden.

Beispiel
Ein Fondsanteil ist am 01.01. 10.000 Euro 
wert. Der Basiszins liegt bei 2 %, 70 % 
davon sind 1,4 %. Also ergibt sich ein 
„Basisertrag“ von 140 Euro. Liegt die 
tatsächliche Wertsteigerung des Fonds 
bei nur 100 Euro, wird auch nur dieser 
Betrag versteuert.

Bei Veräußerung oder Rückgabe von Fonds-
anteilen errechnet sich der Gewinn aus der 
Differenz zwischen dem Rücknahmepreis 
und den Anschaffungskosten. Um Doppel- 
besteuerung zu vermeiden, werden bereits 
versteuerte Vorabpauschalen vom Veräuße-
rungsgewinn abgezogen. Für Altanteile (an-
geschafft vor 2018) gilt eine Übergangsre-
gelung: Ihr Wert wurde zum 01.01.2018 
neu festgesetzt. Gewinne, die bis Ende 
2017 entstanden sind, bleiben steuerfrei; 
ab 2018 entstandene Wertsteigerungen 
sind steuerpflichtig – bei ganz alten An- 
teilen (vor 2009 erworben) allerdings erst 
oberhalb eines Freibetrags von 100.000 
Euro pro Anleger.

Weil Fonds auf Unternehmensebene oft 
schon Steuern gezahlt haben, werden bei 
bestimmten Fondsarten pauschal Teile der 
Erträge steuerfrei gestellt. Diese Teilfrei-
stellung beträgt z. B. 30 % bei reinen Ak- 
tienfonds und erfolgt automatisch – die 
Bank berücksichtigt das bei der Steuer.

  Bundesfinanzhof entschied zu   
  Anforderungen an eine Rechnung   

Der Bundesfinanzhof stellte klar, dass 
schon ein Dokument mit Aussteller, 
Empfänger, Leistungsbeschreibung, 
Entgelt und gesondertem Umsatzsteuer-
Ausweis eine „Rechnung“ sein kann, auch 
wenn tatsächlich keine eigene Leistung 
abgerechnet wird. Weist ein bloßes Zah- 
lungspapier offen Umsatzsteuer aus und 
erweckt damit den Eindruck einer Leistungs-
abrechnung, kann es als „Rechnung“ gem. 
§ 14c Abs. 2 UStG gelten – mit der Folge 
einer Steuerschuld des Ausstellers (Az. XI 
R 4/22).

Die „Abforderungsschreiben“ enthielten 
im Streitfall zwar keine eigenständige 
Leistungsbeschreibung, verwiesen jedoch 
auf Angebote, Bestellungen, Projektbe-
zeichnungen und „Lieferdaten“. Aus-
schlaggebend war, dass der offene Um- 
satzsteuerausweis in einem an sich 
bloßen Zahlungspapier überflüssig und 
widersprüchlich war und den Anschein 
einer Leistungsabrechnung vermittelte. 
Damit war die Gefahr eines unberechtigten 
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Vorsteuerabzugs nicht ausgeschlossen. 
Folglich sind die „Abforderungsschreiben“ 
als Rechnungen i. S. d. § 14c Abs. 2 UStG 
zu qualifizieren.

Hintergrund
Wer in einer Rechnung einen Steuerbe-
trag gesondert ausweist, obwohl er zum 
gesonderten Ausweis der Steuer nicht 
berechtigt ist (unberechtigter Steuer-
ausweis), schuldet den ausgewiesenen 
Betrag (§ 14c Abs. 2 Satz 1 UStG). Das 
Gleiche gilt, wenn jemand wie ein 
leistender Unternehmer abrechnet und 
einen Umsatzsteuerbetrag gesondert 
ausweist, obwohl er nicht Unternehmer 
ist oder eine Lieferung oder sonstige 
Leistung nicht ausführt (§ 14c Abs. 2 
Satz 2 UStG).

  Umsatzsteuerliche Behandlung   
  von Online-Veranstaltungs-   
  dienstleistungen  

Das Bundesfinanzministerium hat mit 
Schreiben vom 08.08.2025 die umsatz-
steuerliche Behandlung von Online-Veran-
staltungen neu geregelt und sein vorheri-
ges Schreiben vom 29.04.2024 aufgehoben 
(Az. III C 3 – S 7117-j/00008/006/043).

Abrufbare digitale Aufzeichnungen gelten 
als elektronisch erbrachte Leistungen (§ 3a
Abs. 5 UStG). Weder Steuerbefreiung (§ 4 
Nr. 20 UStG) noch ermäßigter Steuersatz 
sind möglich.

Echtzeitübertragungen von Veranstal-
tungen (Live-Streaming) gelten als sons- 
tige Leistungen (§ 3a Abs. 3 Nr. 3 UStG). 
Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 20 UStG ist 
möglich, sofern eine begünstigte Einrich-
tung handelt. Andernfalls kann eine Ermäßi-
gung nach § 12 Abs. 2 Nr. 7a UStG greifen. 

Bei Einschaltung von Plattformen ist zu 
prüfen, ob eine Dienstleistungskommissi-
on (§ 3 Abs. 11, 11a UStG) vorliegt. Steuer- 
befreiungen / -ermäßigungen können sich 
dann auch auf Besorgungsleistungen 
erstrecken.

Ob Live-Stream und ergänzende Aufzeich-
nung eine einheitliche oder getrennte Leis- 
tung darstellen, richtet sich nach der Sicht 
des Durchschnittsverbrauchers.

Auch Bildungs- und Gesundheitsleistun-
gen können bei interaktivem Live-Strea-
ming steuerfrei sein (§ 4 Nr. 14, 21, 22 
UStG). Aufgezeichnete Inhalte sind da- 
gegen steuerpflichtig.

Hinweis
Für Umsätze ab dem 01.01.2025 gelten 
die neuen Grundsätze; bis 31.12.2025  
ist ein Rückgriff auf das Schreiben vom 
29.04.2024 nicht zu beanstanden.

  Pauschalabfindung für den Ver-   
  zicht auf nacheheliche Ansprüche   
  stellt steuerpflichtige Schenkung   
  dar  

Der Kläger vereinbarte vor der Eheschlie-
ßung mit seiner späteren Ehefrau in einem 
notariell beurkundeten Ehevertrag den 
Ausschluss des Zugewinnausgleichs, des 
Versorgungsausgleichs sowie wechselsei-
tigen Verzicht auf nachehelichen Unterhalt 
und Hausratsteilung. Er verpflichtete sich 
in dem Vertrag, seiner Ehefrau für die Ver- 
einbarungen zum Güterstand 1 Mio. Euro, 
für den Verzicht auf nachehelichen Unter- 
halt 4,5 Mio. Euro und für die Hausratstei-
lung 500.000 Euro zu zahlen. Hierfür ver- 
pflichtete sich der Kläger, innerhalb von 
zwölf Monaten nach Eheschließung seiner 
Frau ein Hausgrundstück im Wert von min- 
destens 6 Mio. Euro zu übertragen. Nach 
der Eheschließung übertrug der Kläger wie 
vereinbart das Hausgrundstück auf seine 
Ehefrau. Das Finanzamt setzte für die Über-
tragung des Grundstücks Schenkungsteuer 
fest. Dagegen wehrte sich der Kläger. Die 
Grundstücksübertragung betrachtete er als 
angemessene Gegenleistung für den ehe- 
vertraglichen Verzicht. Eine Sichtweise, die 
sowohl das Finanzgericht Hamburg als auch 
nun der Bundesfinanzhof nicht teilten.

Die Richter des Bundesfinanzhofes stellten 
klar, dass der Verzicht keine rechtlich rele- 
vante Gegenleistung im Sinne des Schen- 

kungsteuerrechts darstellt (Az. II R 48/21). 
Solche Ansprüche – wie Zugewinnaus-
gleich oder sonstige nacheheliche An- 
sprüche (wie z. B. der Anspruch auf nach- 
ehelichen Unterhalt) – würden erst zum 
Zeitpunkt der Beendigung der Ehe durch 
Scheidung entstehen und seien vorab 
weder sicher noch bezifferbar. Da vor- 
liegend der Kläger das Grundstück ohne 
einklagbare Gegenleistung übertrug, liege 
eine freigebige Zuwendung nach § 7 Abs. 1 
Nr. 1 ErbStG vor.

  Regierungsentwurf des Steuer-  
  änderungsgesetzes 2025   
  beschlossen  

Das Bundeskabinett hat am 10.09.2025 
den Regierungsentwurf (RegE) des Steuer- 
änderungsgesetzes 2025 beschlossen. Am 
12.09.2025 wurde er dem Bundesrat zu- 
geleitet und veröffentlicht. Ein Auszug 
wesentlicher Änderungen:

•	  �Die Entfernungspauschale soll zum 
01.01.2026 einheitlich auf 38 Cent ab 
dem ersten gefahrenen Kilometer er- 
höht werden. Bisher galt dieser Satz 
erst ab dem 21. Kilometer.

•	  �Mit der Aufhebung der zeitlichen Be- 
fristung der Mobilitätsprämie sollen 
Steuerpflichtige mit geringeren Ein- 
künften auch nach 2026 weiterhin die 
Mobilitätsprämie erhalten.

•	  �Der Umsatzsteuersatz für Restaurant- 
und Verpflegungsdienstleistungen, mit 
Ausnahme der Abgabe von Getränken, 
soll von derzeit 19 % ab dem 01.01.2026 
auf 7 % gesenkt werden.

•	  �Die Freigrenze für den steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb soll 
auf 50.000 Euro angehoben werden. 
Damit sollen Geschäftsbetriebe, die 
lediglich geringe Umsätze erwirtschaf-
ten, mit ihren Gewinnen von einer Kör- 
perschaft- und Gewerbesteuerbelastung 
freigestellt werden. 

•	  �Zur Stärkung des ehrenamtlichen En- 
gagements soll die Übungsleiter- und 
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Ehrenamtspauschale von 3.000 auf 
3.300 Euro bzw. von 840 auf 960 Euro 
angehoben werden.

•	  �Auf eine Sphärenzuordnung von Ein- 
nahmen bei Körperschaften mit Ein- 
nahmen bis 50.000 Euro soll verzichtet 
werden. Steuerpflichtige, wirtschaftli-
che Geschäftsbetriebe und Zweckbetrie-
be, die bis zu 50.000 Euro einnehmen, 
müssen keine Abgrenzung und Auftei- 
lung dahingehend vornehmen, ob diese 
Einnahmen dem steuerpflichtigen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb oder 
einem Zweckbetrieb zuzuordnen sind.

•	  �Die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwen-
dung soll für steuerbegünstigte Körper- 
schaften, deren Einnahmen bis 100.000 
Euro pro Jahr betragen, abgeschafft 
werden.

•	  �E-Sport soll nun als gemeinnützig be- 
handelt werden.

•	  �Ehrenamtliche Tätigkeit in Vereinen soll 
in erweitertem Umfang von Haftungsrisi-
ken freigestellt werden. Hierzu soll die 
Vergütungsgrenze für das vereinsrechtli-
che Haftungsprivileg angehoben wer- 
den. Wer sich in einem Verein engagiert, 
soll künftig von einem gesetzlichen 
Haftungsprivileg profitieren, wenn er 
oder sie für die Tätigkeit im Verein ma- 
ximal 3.300 Euro jährlich erhält.

Das zustimmungspflichtige Gesetz wurde 
als besonders eilbedürftig gekennzeich-
net. Es soll voraussichtlich am 05.12.2025 
im Bundestag und voraussichtlich am 
19.12.2025 im Bundesrat verabschiedet 
werden.

  Bundeskabinett beschließt   
  Zweites Betriebsrenten-   
  stärkungsgesetz  

Das Bundeskabinett hat am 03.09.2025 
den Entwurf des Zweiten Betriebsrenten-
stärkungsgesetzes beschlossen. Das Ge- 
setz soll die betriebliche Altersversorgung 
als zweite Säule neben der gesetzlichen 
Rente festigen und breiter etablieren.

Im Jahr 2018 wurden durch das Betriebs-
rentenstärkungsgesetz neue steuerliche 
Anreize für Geringverdiener sowie eine 
neue tarifliche Form der Betriebsrente, das 
Sozialpartnermodell, eingeführt. Diese 
Maßnahmen sollen nun weiter ausgebaut 
werden, um die Betriebsrente zu einem 
selbstverständlichen Bestandteil der 
Altersvorsorge zu machen.

  Vorteilsminderung bei der   
  1 %-Regelung  

Trägt der Arbeitnehmer die Kosten für den 
Dienstwagen selbst, mindern diese Kosten 
nicht den steuerpflichtigen geldwerten 
Vorteil, der sich aus der privaten Nutzungs-
möglichkeit des Dienstwagens ergibt, wenn 
die Kosten während einer Privatfahrt an- 
gefallen sind und die Kosten in dem Fall, 
dass der Arbeitgeber sie getragen hätte, 
als zusätzlicher geldwerter Vorteil hätten 
versteuert werden müssen.

Außerdem hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
entschieden, dass die Kosten für ein 
Ferienlager, an dem das Kind des Steuer-
pflichtigen in den Ferien teilnimmt, keine 
Kinderbetreuungskosten darstellen, die  
als Sonderausgaben berücksichtigt 
werden könnten.

Hintergrund: Kann der Arbeitnehmer einen 
Dienstwagen für Privatfahrten nutzen, muss 
er den sich hieraus ergebenden geldwer-
ten Vorteil nach der sog. 1 %-Reglung ver- 
steuern, d. h. (bei reinen Verbrennern) mit 
monatlich 1 % des Bruttolistenpreises – 
zuzüglich der Kosten für die Sonderaus-
stattung und einschließlich Umsatzsteuer. 
Für Hybridelektrofahrzeuge sowie reine 
Elektrofahrzeuge werden geringere Beträge 
angesetzt. Sofern der Arbeitnehmer ein 
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch führt, kann 
er den geldwerten Vorteil auch anhand der 
auf die Privatfahrten tatsächlich entfallen-
den Aufwendungen ermitteln.

Nach dem Gesetz können Kinderbetreu-
ungskosten als Sonderausgaben bis zur 
Höhe von 80 % der Aufwendungen, höchs-
tens aber 4.800 Euro pro Kind, abgezogen 
werden. Bis einschließlich 2024 war der 

Abzug in Höhe von 2/3 der Aufwendungen, 
maximal 4.000 Euro pro Kind, möglich.

Sachverhalt: Der Kläger war Arbeitnehmer. 
Er durfte im Streitjahr 2014 einen Dienst-
wagen auch für Privatfahrten nutzen. 
Während einer Urlaubsreise zahlte er die 
Kosten für eine Autofähre. Er minderte den 
geldwerten Vorteil, der sich nach der sog.  
1 %-Regelung ergab, um die Kosten für die 
Fähre. Außerdem bezahlte er seinem min- 
derjährigen Kind ein einwöchiges Ferienla-
ger in den Sommerferien und machte die 
Kosten hierfür als Kinderbetreuungskosten 
geltend. Das Finanzamt ließ einen Abzug 
der Aufwendungen nicht zu.

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) 
wies die hiergegen gerichtete Klage ab:

•	  �Der geldwerte Vorteil, der sich aus der 
privaten Nutzungsmöglichkeit ergab 
und der in Höhe von 1 % des Bruttolis-
tenpreises für den Pkw monatlich zu 
bewerten ist, war nicht um die Fährkos-
ten zu mindern. Bei den Fährkosten 
handelt es sich vorliegend um Kosten, 
die ausschließlich von der Entschei-
dung des Arbeitnehmers abhängig sind, 
ein bestimmtes privates Ziel aufzusu-
chen. Derartige Kosten müsste der 
Arbeitnehmer, wenn die Kosten vom 
Arbeitgeber getragen würden, als eigen- 
ständigen, d. h. zusätzlichen geldwer-
ten Vorteil versteuern. Der sich nach der 
sog. 1 %-Regelung ergebende geldwerte 
Vorteil hätte also bezüglich der Fähr-
kosten keine Abgeltungswirkung. Daher 
mindern die Fährkosten nicht den sich 
nach der 1 %-Regelung ergebenden 
geldwerten Vorteil, wenn der Arbeitneh-
mer diese Kosten trägt.

•	  �Die Kosten für das Ferienlager sind 
keine Kinderbetreuungskosten im 
steuerlichen Sinne. Nicht zu den 
Kinderbetreuungskosten gehören 
Aufwendungen für Aktivitäten, die 
organisatorisch, zeitlich und räumlich 
getrennt von einer Kindertagesstätte, 
einem Schulhort oder einer ähnlichen 
Einrichtung stattfinden und bei denen 
nicht die altersbedingt erforderliche 
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Kindesbetreuung, sondern die Aktivität 
im Vordergrund steht. Bei dem Ferienla-
ger standen die Freizeitaktivitäten, ins- 
besondere das Windsurfen, im Vorder-
grund. Die Betreuung stand deutlich im 
Hintergrund.

Hinweise:
Bezüglich des Dienstwagens setzt der 
BFH seine aktuelle Rechtsprechung fort. 
Zu einer Minderung des steuerpflichti-
gen geldwerten Vorteils kommt es nur 
dann, wenn der Arbeitnehmer entweder 
regelmäßige Nutzungsentgelte an den 
Arbeitgeber für die private Nutzung des 
Dienstwagens entrichtet, wenn er für 
einen bestimmten Zeitraum Einmalzah-
lungen für die private Nutzung leistet 
oder wenn er einen Teil der Anschaf-
fungskosten für den Dienstwagen 
übernimmt.

  Schädliche Verwendung eines   
  Altersvorsorgevertrags  

Die Verwendung des Kapitals aus einem 
Altersvorsorgevertrag vor Beginn der 
Auszahlungsphase ist nicht begünstigt, 
wenn mit dem Kapital ein Immobiliendar-
lehen des Ehegatten getilgt werden soll. 
Dies gilt auch dann, wenn das Immobilien-
darlehen des Ehegatten zur Finanzierung 
des von beiden Ehegatten genutzten 
Hauses aufgenommen worden war.

Hintergrund: Der Gesetzgeber fördert den 
Aufbau eines kapitalgedeckten (privaten) 
Altersvorsorgevermögens, z. B. in Gestalt 
der sog. Riester-Rente. Bis zum Beginn der 
Auszahlungsphase darf das bis dahin an- 
gesparte Kapital aber nur unter bestimm-
ten Voraussetzungen und nur für bestimm-
te Zwecke verwendet werden, z. B. unmit- 
telbar für die Anschaffung oder Herstellung 
einer Wohnung oder zur Tilgung eines zu 
diesem Zweck aufgenommenen Darlehens 
(sog. Wohn-Riester).

Sachverhalt: Die Klägerin lebte mit ihrem 
Ehemann in einem Einfamilienhaus, das 
ihnen zu jeweils 50 % gehörte. Die Im-
mobilie war mit einem Darlehen finanziert 

worden, das der Ehemann 1998 aufgenom-
men hatte. Die Klägerin hatte sich für das 
Darlehen verbürgt, war jedoch selbst nicht 
Darlehensnehmerin. Sie hatte einen Rie- 
ster-Vertrag abgeschlossen und beantragte 
im Jahr 2020 die Entnahme von Kapital aus 
ihrem Riester-Vertrag zur Tilgung des vom 
Ehemann aufgenommenen Immobilien-
Darlehens. Diesen Antrag lehnte die Zen- 
trale Zulagenstelle für Altersvermögen ab.

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) 
wies die hiergegen gerichtete Klage ab:

•	  �Die Voraussetzungen für eine Entnahme 
von Kapital aus dem Riester-Vertrag vor 
Beginn der Auszahlungsphase lagen 
nicht vor. Denn die Klägerin wollte nicht 
ein eigenes Darlehen tilgen, sondern 
das Darlehen ihres Ehemannes. Zu-
lässig ist jedoch nur die Entnahme von 
Kapital zur Tilgung eines eigenen Dar- 
lehens oder aber für die Anschaffung 
oder Herstellung einer Wohnung.

•	  �Zwar ist der Gesetzeswortlaut nicht 
eindeutig, weil das Gesetz nur von der 
Tilgung eines Darlehens spricht, nicht 
aber ausdrücklich verlangt, dass der 
Zulagenberechtigte das Darlehen selbst 
aufgenommen hat.

•	  �Im Bereich der Altersvorsorgezulage 
wird allerdings zwischen dem unmittel-
baren Zulagenberechtigten und dem 
mittelbaren Zulagenberechtigten un- 
terschieden. Die Klägerin als unmittel-
bare Zulagenberechtigte darf das Ka- 
pital daher nur für ihre eigenen Zwecke 
verwenden, nicht jedoch für Zwecke 
ihres Ehemannes, der nur mittelbar 
zulagenberechtigt ist. Jeder Ehegatte 
bleibt also allein Träger der Rechte und 
Pflichten, die sich aus seinem Altersvor-
sorgevertrag ergeben.

•	  �Die Klägerin hätte daher das Kapital 
entnehmen können, um ihr eigenes 
Darlehen zu tilgen. Jedoch durfte sie 
das Kapital nicht entnehmen, um damit 
das Darlehen ihres Ehemannes zu 
tilgen.

Hinweise: 
Die vom Gesetzgeber eingeräumte 
Möglichkeit, ein Darlehen abzulösen,  
mit dem Wohneigentum finanziert wird, 
soll einen Beitrag zum „mietfreien Woh- 
nen im Alter“ leisten. Dieser Zweck wird 
nach der aktuellen Entscheidung jedoch 
nur erreicht, wenn es sich um die Til-
gung eines eigenen Darlehens des Zu- 
lagenberechtigten handelt. Die Ent- 
schuldung eines Dritten ist vom Ge- 
setzeszweck nicht gedeckt. Dies gilt 
auch dann, wenn es sich um Ehegatten 
handelt, die einkommensteuerlich zu- 
sammenveranlagt werden. Ebenfalls 
genügte es vorliegend nicht, dass sich 
die Klägerin für das Darlehen ihres Ehe- 
mannes verbürgt hatte. Denn trotz der 
Bürgschaft blieb es eine Schuld des 
Ehemannes und stellte keine Darlehens-
schuld der Klägerin dar.
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  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon:  +49 261 94 31 - 0
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg · Bergisch Gladbach · Bergisch Gladbach / 
NL von Köln · Berlin / NL von Koblenz · Bonn · Darmstadt ·  
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Gießen / NL von Frankfurt am Main · Gießen · Koblenz ·  
Köln · Lutherstadt Wittenberg · Mainz · Marburg · München · 
Pirna · Saarbrücken · Solingen · Wetzlar - DORNBACH FRP ·  
Wetzlar - DORNBACH - Med GmbH & Co. KG

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

Donnerstag, 27. November 2025, 14.00 – 16.30 Uhr – AKTUELLE BRENNPUNKTE BEI DER UMSATZSTEUER

Referent:  Jürgen Serafini, Dipl. Finanzwirt und USt-Teamleiter bei der Konzernbetriebsprüfung Bonn oder 
Thomas Meurer, Dipl. Finanzwirt, Sachgebietsleiter und USt- wie Betriebsprüfungsexperte im Finanzamt  
Aachen.

Zu der detaillierten Inhaltsübersicht und Anmeldemöglichkeit des Online-Seminars gelangen Sie über 
den QR-Code oder per Klick auf diesen Link.  

Dienstag, 02. Dezember 2025, 18.00 – 19.30 Uhr – SCHENKEN UND VERERBEN MIT AUSLANDSBEZUG

Referent: Dipl.-Kaufmann Klaus Bührer, Steuerberater und Geschäftsführender Gesellschafter bei 
DORNBACH in München.

Zu der detaillierten Inhaltsübersicht und Anmeldemöglichkeit des Online-Seminars gelangen Sie über 
den QR-Code oder per Klick auf diesen Link.  

Die detaillierte Inhaltsübersicht der einzelnen Online-Seminare finden Sie auf unserer Homepage.

 Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html 

Dienstag, 28. Oktober 2025, 10.00 – 11.00 Uhr – LOHNSTEUER AKTUELL: AKTIVRENTE & CO

Referent: Dipl.-Finanzwirt Michael Seifert, Steuerberater, ehem. in der Finanzverwaltung Nordrhein- 
Westfalen und Steuerabteilung des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK) tätig.

Zu der detaillierten Inhaltsübersicht und Anmeldemöglichkeit des Online-Seminars gelangen Sie über 
den QR-Code oder per Klick auf diesen Link.
  

mailto:wpg%40dornbach.de?subject=
mailto:https://www.dornbach.de?subject=
mailto:lschmidt%40dornbach.de?subject=
https://www.dornbach.de/de/duplikat-von-aktuelle-brennpunkte-bei-der-umsatzsteuer.html
https://www.dornbach.de/de/schenken-und-vererben-mit-auslandsbezug.html
https://www.dornbach.de/de/events.html
https://www.dornbach.de/de/lohnsteuer-aktuell-aktivrente-und-co.html
https://www.dornbach.de/de/lohnsteuer-aktuell-aktivrente-und-co.html

